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Entwurf eines Dritten Gesetzes 

zur Änderung und Überleitung von Vorschriften auf dem Gebiet des 

gewerblichen Rechtsschutzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Erster Teil 
Begriffsbestimmungen 

S 1 

Im Sinne dieses Gesetzes bedeutet der 
Ausdruck 

1. „Erstes Überleitungsgesetz** das Erste 
Gesetz zur Änderung und Oberleitung 
von Vorschriften auf dem Gebiet des ge- 
werblichen Rechtsschutzes vom 8. Juli 
1949 (WIGBL S. 175), 

2. „Patentgesetz“ das Patentgesetz vom 
5. Mai 1936 (RGBL II S. 117) in der Fas- 
sung des Gesetzes vom 9. April 1938 
(RGBL II S. 129), der Verordnung vom 
23. Oktober 1941 (RGBL II S. 372) und 
des Ersten Überleitungsgesetzes, 

3. „Gebraudismustergesetz“ das Gebrauchs- 
mustergesetz vom 5. Mai 1936 (RGBL II 
S. 130) in der Fassung des Ersten Über- 
leitungsgesetzes und des Zweiten Ge- 
setzes zur Änderung und Überleitung 
von Vorschriften auf dem Gebiet des ge- 
werblichen Rechtsschutzes vom 2. Juli 
1949 (WiGBL S. 179), 

4. „Warenzeichengesetz“ das Warenzeichen- 
gesetz vom 5. Mai 1936 (RGBL II S. 134) 
in der Fassung des Ersten Überleitungs- 
gesetzes, 

5. „Verordnung vom 18. Januar 1940“ die 
Verordnung über das Warenzeichenrecht 
aus Anlaß der Wiedervereinigung der 
Ostmark mit dem Deutschen Reich vom 
18. Januar 1940 (RGBL I S. 203), 

6. „Verordnung vom 31. Januar 1940“ die 
Verordnung über den gewerblichen 
Rechtsschutz im Reichsgau Sudetenland 
vom 31. Januar 1940 (RGBl. I S. 253) in 
der Fassung der Verordnung vom 12. Juni 
1940 (RGBL I S. 869), 


7. „Verordnung vom 27. Juli 1940“ die 
Verordnung über das Patent- und Ge- 
brauchsmusterrecht aus Anlaß der 
Wiedervereinigung der Ostmark mit dem 
Deutschen Reich vom 27. Juli 1940 
(RGBL I S. 1050), 

8. „Verordnung vom 4. August 1942“ die 
Verordnung über das Warenzeichen recht 
Im Reichsgau Sudetenland und den in 
die Länder Preußen und Bayern und in 
die Reichsgaue Niederdonau und Ober- 
donau eingegliederten sudetendeutschen 
Gebietsteilen vom 4. August 1942 
(RGBL I S. 489), 

9. „Alt-Patente österreichischen Ursprungs“ 
Patente, die aus einer Anmeldung beim 
österreichischen Patentamt hervorgegan- 
gen und durch die Verordnung vom 
27. Juli 1940 auf das Geltungsgebiet des 
Patentgesetzes vom 5. Mai 1936 erstreckt 
worden sind, 

10. „Alt-Patentanmeldungen österreichischen 
Ursprungs“ Patentanmeldungen, die beim 
österreichischen Patentamt bewirkt .wor- 
den sind und nach den Bestimmungen 
der Verordnung vom 27. Juli 1940 zu 
einem auf das Geltungsgebiet des Patent- 
gesetzes vom 5. Mai 1936 erstreckten 
Patent geführt haben würden, 

1 1. „Alt- Warenzeichen österreichischen Ur- 
sprungs“ Warenzeichen, die auf Grund 
einer Registrierung in Österreich nach 
§ 11 der Verordnung vom 18. Januar 
1940 in die Warenzeichenrolle des Reichs- 
patentamts übernommen worden sind, 

12. „Alt-Warenzeichen sudetendeutschen Ur- 
sprungs“ Warenzeichen, die nach § 2 der 
Verordnung vom 31. Januar 1940 beim 
Reichspatentamt eingetragen worden 
sind und für einen am 1. Januar 1943 in 
den sudetendeutschen Gebieten gelegenen 
Geschäftsbetrieb bestimmt waren. 
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ZwciterTcIl 

Alt-Schutzrechte und Alt-Patentanmeldun- 
gen österreichischen Ursprungs. 

Erster Abschnitt 
Gemeinsame Bestimmungen 

§ 2 

Auf Alt-Patente und Alt- Warenzeichen 
(Alt-Schutzrechte) sowie Alt-Patentanmel- 
dungen österreichischen Ursprungs sind die 
Vorschriften des Vierten Abschnittes des 
Ersten Oberleitungsgesetzes und die sonstigen 
Vorschriften, welche für die beim Reichs- 
patentamt angemeldeten Alt-Schutzrechte und 
eingereichten Alt-Patentanmeldungen im Ge- 
biet der Bundesrepublik Deutschland gelten, 
sinngemäß anzuwenden, soweit in diesem 
Gesetz nichts anderes bestimmt ist. 

§ 3 

(1) Alt-Schutzrechte österreichischen Ur- 
sprungs werden auf Antrag im Gebiet der 
Bundesrepublik Deutschland aufrechterhal- 
ten, wenn sie am 8. Mai 1945 noch in Kraft 
waren. 

(2) Alt-Patentanmeldungen österreichischen 
Ursprungs werden auf Antrag für das Gebiet 
der Bundesrepublik Deutschland mit dem 
Zeitrang, der sich aus der Verordnung vom 
27. Juli 1940 ergibt, durch das Deutsche 
Patentamt welterbehandelt, wenn sie am 
8. Mai 1945 noch beim Reichspatentamt an- 
hängig waren. 

§ 4 

Die Aufrechterhaltung eines Alt-Schutz- 
rechts österreyiiischen Ursprungs oder die 
Weiterbehandlung einer Alt-Patentanmel- 
dung österreichisdien Ursprungs ist von dem 
Inhaber oder dem Anmelder oder seinem 
Rechtsnachfolger Innerhalb von sechs Mona- 
ten nach Inkrafttreten dieses Gesetzes 
schriftlich beim Deutschen Patentamt zu be- 
antragen. 

Zweiter Abschnitt 

Besondere Bestimmungen für Alt-Patente 
und Alt-Patentanmeldungen österreichischen 
Ursprungs. 

§ 5 

Das Patentamt beschließt über den Antrag 
auf Aufrechterhaltung eines Alt-Patents 
österreichischen Ursprungs oder auf Weiter- 
behandlung einer Alt-Patentanmeldung 


österreichischen Ursprungs ohne Prüfung, ob 
das aufrechtzuerhaltende oder zu erteilende 
Patent sich auf das Geltungsgebiet des Patent- 
gesetzes vom 5. Mai 1936 erstreckt hat oder 
erstreckt haben würde. 

§ 6 

(1) Die aufrechterhaltenen Alt-Patente 
werden unter der Nummer, die ihnen in 
dem vom Reichspatentamt weitergeführten 
Patentregister des österreichischen Patent- 
amts zukommt, in einen Sonderband der 
Patentrolle eingetragen. 

(2) Der Präsident des Patentamts erläßt 
Bestimmungen über die Einrichtung des 
Sonderbandes. 

§ 7 

Aufrechterhaltene Alt-Patente österreichi- 
schen Ursprungs und aus Alt-Patentanmel- 
dungen österreichischen Ursprungs hervor- 
gegangene Patente mit Zeitrang vor dem 14. 
März 1938 wirken nicht gegen den, der die 
Erfindung am 13. März 1938 im Inland be- 
reits in Benutzung genommen oder die dazu 
erforderlichen Veranstaltungen getroffen 
hatte. Wer danach von der Wirkung des 
Patents nicht betroffen wird, ist befugt, die 
Erfindung für die Bedürfnisse seines eigenen 
Betriebes in eigenen oder fremden Werk- 
stätten auszunutzen. Die Befugnis kann nur 
zusammen mit dem Betrieb vererbt oder ver- 
äußert werden. 

§ 8 

Ist die Wirkung eines aufrechterhaltenen 
Alt-Patents österreichischen Ursprungs oder 
eines Patents, das aus einer Alt-Patentan- 
meldung österreichischen Ursprungs hervor- 
gegangen ist, in Österreich durch ein Vorbe- 
nutzungsrecht eingeschränkt, so gilt diese 
Einschränkung auch im Gebiet der Bundes- 
republik Deutschland, wenn der Berechtig- 
te die Erfindung im Inland bereits vor dem 
1. Oktober 1950 in Benutzung genommen 
oder die dazu erforderlichen Veranstaltungen 
getroffen hatte. 

§ 9 

(1) Eine Erfindung, die durch ein aufrecht- 
erhaltenes Alt-Patent österreichischen Ur- 
sprungs oder ein aus einer Alt-Patentanmel- 
dung österreichischen Ursprungs hervorge- 
gangenes Patent mit Zeitrang vor dem 14, 
März 1938 geschützt ist, darf im Gebiet der 
Bundesrepublik Deutschland unter Be- 
nutzung einer Erfindung, die durch ein beim 
Reichspatentamt mit Zeitrang vor dem 14. 
März 1938 angemeldetes Patent oder Ge- 
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braudismuster geschützt ist, nur mit Zu- 
stimmung des Inhabers dieses Patents oder 
Gebrauchsmusters ausgeführt werden. 

(2) Ein aufrechterhaltenes Alt-Patent 
österreichischen Ursprungs oder ein aus 
einer Alt-Patentanmeldung österreichischen 
Ursprungs hervorgegangenes Patent mit 
Zeitrang vor dem 14. März 1938 hindert im 
Gebiet der Bundesrepublik Deutschland 
nicht die Benutzung einer Erfindung, die 
durch ein mit Zeitrang vor dem 14. März 
1938 beim Reichspatentamt angemeldetes 
Patent oder Gebrauchsmuster geschützt Ist 
oder geschützt gewesen ist, auch wenn die 
Ausführung dieser Erfindung die Benutzung 
der Erfindung erfordert, die durch das Alt- 
Patent österreichischen Ursprungs oder das 
aus einer Alt-Patentanmeldung österreichi- 
schen Ursprungs hervorgegangenc Patent ge- 
schützt ist. 

§ 10 

(1) Ist eine Erfindung, die Gegenstand 
eines aufrechterhaltenen Alt-Patents öster- 
reichischen Ursprungs oder eines aus einer 
Alt-Patentanmeldung österreichischen Ur- 
sprungs hervorgegangenen Patents mit Zelt- 
rang vor dem 14. März 1938 ist, im Gebiet 
der Bundesrepublik Deutschland auf Grund 
einer Gebrauchsmusteranmeldung mit Zeit- 
rang vor dem 14. März 1938 geschützt, so 
darf das Recht aus dem Patent im Gebiet der 
Bundesrepublik Deutschland ohne Erlaubnis 
des Inhabers des Gebrauchsmusters nicht aus- 
geübt werden. 

^ (2) Ist eine Erfindung, die Gegenstand 
eines aufrechterhaltenen Alt-Patents öster- 
reichischen Ursprungs oder eines aus einer 
Alt-Patentanmeldung österreichischen Ur- 
sprungs hervorgegangenen Patents mit Zeit- 
rang nach dem 13, März 1938 ist, im Gebiet 
der Bundesrepublik Deutschland auf Grund 
einer Gebrauchsmusteranmeldung mit glei- 
chem oder älterem Zeitrang geschützt, so 
darf das Recht aus dem Patent im Gebiet 
der Bundesrepublik Deutschland ohne Er- 
laubnis des Inhabers des Gebrauchsmusters 
nicht ausgeübt werden. 

S 11 

(1) Zwangslizenzen an aufrechterhaltenen 
Alt-Patenten österreichischen Ursprungs, die 
auf Grund des § 8 der Verordnung vom 27. 
Juli 1940 auf das Geltungsgebiet des Patent- 
gesetzes vom 5. Mai 1936 ausgedehnt wor- 
den sind, werden auf Antrag des Patentin- 
habers für das Gebiet der Bundesrepublik 


Deutschland aufgehoben, wenn dort die Vor- 
aussetzungen des § 15 des Patentgesetzes 
nicht mehr zutreffen. 

(2) Für den Antrag und das Verfahren 
gelten die Bestimmungen der §§ 37 bis 42 
des Patentgesetzes sinngemäß. 

§ 12 

Einwendungen gegen die Aufrechterhal- 
tung eines Patents können nur im Ver- 
fahren wegen Erklärung der Nichtigkeit in 
sinngemäßer Anwendung der §§ 37 bis 42 des 
Patentgesetzes geltend gemacht werden. 

§ 13 

Einwendungen gegen die Weiterbehand- 
lung einer Patentanmeldung können naA 
der BekanntmaAung der Anmeldung mit 
dem ElnspruA gegen die Erteilung des 
Patents (§ 32 des Patentgesetzes), naA Er- 
teilung des Patents nur mit dem Antrag auf 
Erklärung seiner NiAtigkeit (§ 37 des 

Patentgesetzes) geltend gemaAt werden. 

Dritter AbsAnitt 

Besondere Bestimmungen für Alt-Waren- 
zeiAen österrelAisAen Ursprungs 

§ 14 

Ein Alt-WarenzeiAen österreiAisAen Ur- 
sprungs wird für das Gebiet der Bundes- 
republik DeutsAland nur aufreAterhaltcn, 
wenn kein Eintragungshindernis naA § 4 des 
WarenzeiAengesetzes vorliegt. 

§ 13 

(1) Die AufreAterhaltung eines Alt- 
WarenzeiAens ÖsterreiAisAen Ursprungs 
wird in sinngemäßer Anwendung der Be- 
stimmungen in § 5 Absatz 2 Satz 1 des 
W arenzei Aengesetzes bekanntgema At. 

(2) Für jedes ZeiAen ist vor der Bekannt- 
maAung ein DruAkostenbeitrag naA § 7 
des WarenzeiAengesetzes zu entriAten. 

§ 16 

( 1 ) Auf re Aterhaltene Alt- Warenzel Aen 
ÖsterreiAisAen Ursprungs mit Zeitrang vor 
dem 14. März 1938 erhalten im Verhältnis 
zu den Warenzel Aen, die auf Grund einer 
Anmeldung beim RelAspatentamt einge- 
tragen sind, den Zeitrang vom 14. März 
1938. 

(2) Haben ein beim RelAspatentamt an- 
gemeldetes WarenzeiAen und ein aufrcAt- 
erhaltenes Alt-WarenzeiAen ÖsterreiAisAen 
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Ursprungs den gleldicn Zeitrang nach dem 
13. März 1938, so gilt das beim Reichspatent- 
amt angemeldete Warenzeichen als rang- 
älter. 

(3) Hat ein aufrediterhaltenes Alt-Waren- 
zeidien österreichisdien Ursprungs nach § 14 
der Verordnung vom 18. Januar 1940 den 
Zeitrang einer internationalen Registrierung 
übernommen, so behält es diesen Zeitrang. 

§ 17 

(1) Wer für gleiche oder gleichartige 
Waren, ein mit dem aufrechte rhaltenen Alt- 
Warenzeidien österreichischen Ursprungs 
übereinstimmendes Zeichen angemeldet hat, 
dem ein älterer Zeitrang zukommt, kann 
innerhalb dreier Monate nach der Bekannt- 
machung der Aufrechterhaltung im Waren- 
zeichenblatt auf Grund des angemeldeten 
Zeichens die Löschung des aufrechterhaltenen 
Zeichens beantragen. Für das Verfahren gel- 
ten die Bestimmungen in § 5 Absätze 4 bis 
6 und Absatz 8 des Warenzeichengesetzes 
sinngemäß. 

(2) Unberührt bleibt die Löschungsklage 
gemäß § 11 Absatz 1 Nr. 1 des Waren- 
zeichengesetzes. 

§ 18 

Ist ein Warenzeichen aufrechterhalten 
worden, dessen Aufrechterhaltung hätte ver- 
sagt werden müssen, so wird es in sinnge- 
mäßer Anwendung der Bestimmungen in 
§ 10 Absatz 2 Nr. 2 und Absatz 3 des 
Warenzeichengesetzes gelÖscJit. 

§ 19 

Eine Zusammenschreibung von Waren- 
zeichen nach § 13 der Verordnung vom 18. 
Januar 1940 wird für die aufrechterhaltenen 
Alt- Warenzeichen österreichischen Ursprungs 
mit Wirkung vom Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes rückgängig gemacht. 

§ 20 

Die nadi § 15 Absatz 2 der Verordnung 
vom 18. Januar 1940 getrgffenen Entschei- 
dungen haben im Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland keine Wirkung mehr. 

Dritter Teil 

Alt- Warenzeichen sudetendeutschen 
Ursprungs 

§ 21 

(1) Auf Alt-Warenzeichen sudetendeut- 
schen Ursprungs sind die Vorschriften des 
Vierten Abschnitts des Ersten Überleitungs- 


gesetzes und die sonstigen Vorschriften, 
welche für die beim Reichspatentamt ange- 
meldeten Alt-Warenzeichen im Gebiet der 
Bundesrepublik Deutschland gelten, sinnge- 
mäß anzuwenden, soweit in diesem Gesetz 
nichts anderes bestimmt ist. 

(2) Die Bestimmungen in § 3 Absatz 1 und 
§§ 4, 14, 15, 17 und 18 dieses Gesetzes sind 
auf Alt- Warenzeichen sudetendeutschen Ur- 
sprungs entsprechend anzuwenden. 

§ 22 

(1) Der Aufrechterhaltungsantrag nach 
§21 Absatz 2 in Verbindung mit § 4 kann 
auch für ein Alt- Warenzeichen sudetendeut- 
schen Ursprungs gestellt werden, das nach 
§ 12 Absatz 2 der Verordnung vom 4. 
August 1942 den Schutz verloren hat. 

(2) Wird dem Antrag stattgegeben, so gilt 
der Verlust des Schutzes als nicht eingetre- 
ten. 

(3) Bei aufrechterhaltenen Alt- Waren- 
zeichen sudetendeutschen Ursprungs, die noch 
nicht in die Warenzeichenrolle eingetragen 
sind, wird die Eintragung nachgeholt. 

§ 23 

( 1 ) Auf rechterhaltene Alt- Warenzeichen 
sudetendeutschen Ursprungs erhalten im Ver- 
hältnis zu den Warenzeichen, die auf Grund 
einer Anmeldung beim Reichspatentamt ein- 
getragen sind, und zu den AJt- Warenzeichen 
österreichischen Ursprungs den Zeitrang 
vom 10. Oktober 1938. Im Verhältnis zu 
aufrechterhaltenen Alt- W arenzeichen sude- 
tendeutschen Ursprungs gilt ‘jedoch ein 
Warenzeichen, das auf Grund einer Anmel- 
dung beim Reichspatentamt mit Zeltrang 
vom 10. Oktober 1938 eingetragen ist, als 
rangälter. 

(2) Hat ein aufrechterhaltenes Alt-Waren- 
zeichen sudetendeutschen Ursprungs nach 
§ 14 der Verordnung vom 4. August 1942 
den Zeltrang einer internationalen Registrie- 
rung übernommen, so behält es diesen Zeit- 
rang. 

§ 24 

Für die Berechnung der Schutzdauer von 
aufrechterhaltenen Alt- W arenzeichen sude- 
tendeutschen Ursprungs ist die Schutzdauer 
zugrunde zu legen, die für das einzelne 
Warenzeichen am 10. Oktober 1938 nach 
den Bestimmungen des zu diesem Zeitpunkt 
geltenden tschechoslowakischen Marken- 
schutzgesetzes in Lauf war. Diese Schutz- 
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daucr kann nadi § 9 Absätze 2 bis 5 des 
Warenzeichengesetzes jeweils um zehn Jahre 
verlängert werden. 

§ 25 

Eine Zusammenschreibung von Waren- 
zeichen nach § 13 der Verordnung vom 

4. August 1942 wird für die aufrechterhal- 
tenen Alt- W arenzeichen sudetendeutschen 
Ursprungs mit Wirkung vom Inkrafttreten 
dieses Gesetzes rückgängig gemacht. 

§ 26 

Die nach § 16 Absatz 2 der Verordnung 
vom 4. August 1942 getroffenen Entschei- 
dungen haben im Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland keine Wirkung mehr. 

Vierter Teil 
Verlängerung von Prioritätsfristen 

§ 27 

(1) Die Fristen zur Inanspruchnahme 
eines Prioritätsrechts auf Grund eines 
zwischenstaatliciien Vertrages aus Anmeldun- 
gen von Patenten, Gebrauchsmustern oder 
Warenzeichen, die vom 8. Mal 1945 bis zum 
30. September 1949 bewirkt worden sind, 
werden zu Gunsten österreichischer Staats- 
angehöriger verlängert, wenn Gegenseitig- 
keit gewährt Ist. Der Bundesminister der 
Justiz stellt durch Bekanntmachung im Bun- 
desgesetzblatt fest, ob Gegenseitigkeit ge- 
währt Ist, und bestimmt den Tag, bis zu dem 
die Fristen verlängert werden. 

(2) Die Frist zur Abgabe der Prioritäts- 
erklärung (§ 27 des Patent^esetzes) endet 
nicht vor Ablauf des nach Absatz 1 zu be- 
stimmenden Tages. 

. § 28 

Dritte, die vor dem Tag der Nachanmel- 
dung und früher als ein Jahr vor dem nach 
§ 27 zu bestimmenden Tage die Erfindung 
im Inland In gutem Glauben in Benutzung 
genommen oder in dieser Zeit die erforder- 
lichen Veranstaltungen dazu getroffen hat- 
ten, sind befugt, diese Benutzung nach Maß- 
gabe der Bestimmungen in § 7 Absatz 1 
bis 3 des Patentgesetzes fortzusetzen. 


Fünfter TeiJ 
Schlußbestimmungen 
§ 29 

Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
werden folgende Vorschriften aufgehoben, 
soweit sie nicht bereits außer Kraft getreten 
sind: 

1. Die Verordnung über den gewerblidien 
Rechtsschutz im Lande Österreich vom 
28. April 1938 (RGBl. I S. 456); 

2. die Verordnung über das Warenzeichen- 
recht aus Anlaß der Wiedervereinigung 
der Ostmark mit dem Deutschen Reich 
vom 18. Januar 1940 (RGBl. I S. 203); 

3. die Verordnung über den gewerblichen 
Rechtsschutz im Reichsgau Sudetenland 
vom 31. Januar 1940 (RGBl. I S. 253); 

4. die Verordnung über die Schledsstelle für 
Warenzeichen vom 28. Februar 1940 
(RGBl.I S.453); 

5. die Zweite Verordnung über den gewerb- 
lidien Rechtsschutz im Reichsgau Sudeten- 
land vom 12. Juni 1940 (RGBl. I S. 869); 

6. die Verordnung über das Patent- und Ge- 
brauchsmusterrecht aus Anlaß der Wieder- 
vereinigung der Ostmark mit dem Deut- 
schen Reich vom 27. Juli 1940 (RGBl. I 

S. 1050); 

7. die Verordnung zur Änderung der Ver- 
ordnung über das Warenzeichenrecht aus 
Anlaß der Wiedervereinigung der Ost- 
mark mit dem Deutschen Reich vom 27. 
März 1941 (RGBl.I S. 178); 

8. der § 2 der Verordnung zur Änderung des 
Patentgesetzes vom 23, Oktober 1941 
(RGBl. II S. 372); 

9. die Verordnung über das Warenzeichen- 
redit Im Reichsgau Sudetenland und den 
in die Länder Preußen und Bayern und 
in die Reichsgaue Niederdonau und Ober- 
donau eingegliederten sudetendeutschen 

Gebietsteilen vom 4. August 1942 (RGBl. I 
S. 489). 

§ 30 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 
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Begründung 

Allgemeines 


I. 

Alt-Schutzrechte und Alt-Patentanmeldungen 
österreichischen Ursprungs 

Aus Anlaß der Vereinigung von Österreich 
mit dem Deutschen Reich im März 1938 ist 
seinerzeit das Patent- und Warenzeichenrecht 
für beide Gebiete vereinheitlicht worden. 
Die Regelung beruht auf folgenden Verord- 
nungen; 

1. Verordnung über den gewerblichen Rechts- 
schutz im Lande Österreich vom 28. April 
1938 (RGBl. I S. 456), 

2. Verordnung über das Warenzeichenrecht 
aus Anlaß der Wiedervereinigung der Ost- 
mark mit dem Deutschen Reich vom 18. Ja- 
nuar 1940 (RGBl. I S. 203), 

3. Verordnung über das Patent- und Ge- 
brauchsmusterrecht aus Anlaß der Wieder- 
vereinigung der Ostmark mit dem Deut- 
schen Reich vom 27. Juli 1940 (RGBl. I 
S. 1050). 

Die Vereinigung von Österreich mit dem 
Deutschen Reich hatte ein einheitliches Wirt- 
schaftsgebiet entstehen lassen. Daraus ergab 
sich die Notwendigkeit, auch die Rechtsver- 
hältnisse auf dem Gebiet des gewerblichen 
Rechtsschutzes zu vereinheitlichen. Mit Rück- 
sicht hierauf ist durch die erwähnten Ver- 
ordnungen grundsätzlich die Wirkung der im 
Reich geschützten Patente und Warenzeichen 
auf Österreich und umgekehrt die Wirkung 
der in Österreich geschützten Patente und 
Warenzeichen auf das Reich ausgedehnt wor- 
den. Mit der staatsrechtlichen Trennung 
Österreichs von Deutschland ist die wirt- 
schaftliche Einheit wieder beseitigt. Damit 
ist der Grund dafür entfallen, die gewerb- 
lichen Schutzrechte, die in dem einen Ge- 
bietsteil entstanden waren, auch in dem an- 
deren Gebietsteil gelten zu lassen. Österreich 
hat für sein Gebiet durch das Bundesgesetz 
vom 9. Mai 1947 über die Wiederherstellung 
des österreichischen Patentrechtes (Bundes- 
gesetzbl. für die Republik Österreich 1947 
S. 641 — Patentschutz-Überleitungsgesetz) 

und durch das Bundesgesetz vom 9. Mai 1947 
über die Wiederherstellung des österreichi- 
schen Markenrechtes (Bundesgesetzbl. für die 
Republik Österreich 1947 S. 647 — Marken- 


schutz-Überleitungsgesetz) bereits eine Rege- 
lung der erstreckten deutschen Schutzrechte 
getroffen. In der Bundesrepublik Deutschland 
genießen jedoch zur Zeit noch alle nach öster- 
reichischem Recht entstandenen Patente und 
Warenzeichen Schutz, die durch die Verord- 
nungen vom 18. Januar 1940 und 27. Juli 1940 
auf das Gebiet des Deutschen Reiches er- 
streckt worden sind und am 8. Mai 1945 noch 
in Kraft waren. Für sie fst noch keine Über- 
gangsregelung erfolgt, wie sie inzwischen für 
die beim Reichspatentamt angemeiaeten Alt- 
Schutzrechte durch das Erste Gesetz zur Än- 
derung und Überleitung von Vorschriften auf 
dem Gebiet des gewerblichen Rechtsschutzes 
vom 8. Juli 1949 (WiGBl. S. 175 — Erstes 
Überleitungsgesetz) getroffen worden ist. Le- 
diglich die Patente, die die gesetzliche Höchst- 
dauer von 18 Jahren erreicht haben, sind 
nach § 36 Absatz 2 des Ersten Überleitungs- 
gesetzes erloschen. Es sind Zweifel geäußert 
worden, ob das Erste Überleitungsgesetz auch 
auf die Alt-Schutzrechte Österreichischen Ur- 
sprungs ganz oder teilweise anzuwenden sei. 
Diese Zweifel sollen durch das vorliegende 
Gesetz, das eine besondere Regelung der Alt- 
Schutzrechte österreichischen Ursprungs trifft, 
dahin geklärt werden, daß das Erste Über- 
leitungsgesetz nicht unmittelbar auf diese 
Rechte Anwendung findet, sondern nur sinn- 
gemäß anzuwenden ist, soweit in dem vor- 
liegenden Gesetz nichts anderes bestimmt 
ist (§2). 

Das einfachste Mittel, um eine klare Tren- 
nung der Schutzrechte österreichischen und 
deutschen Ursprungs zu erreichen, wäre das, 
allen Alt-Schutzrechten österreichischen Ur- 
sprungs die Wirkung für das Gebiet der Bun- 
desrepublik Deutschland zu entziehen. Diese 
Lösung wäre jedoch unbillig. Die Inhaber der 
Alt-Schutzrechte österreichischen Ursprungs 
dürfen nicht schlechter gestellt werden, als 
sie gestanden hätten, wenn die Vereinigung 
Österreichs mit dem Reich nicht stattgefun- 
den hätte. Viele Anmelder in Österreich, die 
entsprechende Anmeldungen im Reich be- 
wirkt hatten, haben diese in der Erwägung 
aufgegeben oder nicht weiterverfolgt, daß 
ihre österreichischen Rechte auf das Reich er- 
streckt würden. Es erscheint unbillig, ihnen 
diesen Schutz im Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland wieder zu entziehen. 
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Hiernach wären an sich im Bundesgebiet die- 
jenigen Alt-Schutzrechte österreichischen Ur- 
sprungs — aber auch nur diese — aufrecht- 
zuerhalten, für die eine entsprechende An- 
meldung beim Reichspatentamt Vorgelegen 
hat, die aber mit Rücksicht auf die Verord- 
nungen vom 18. Januar und 27. Juli 1940 
nicht weiterverfolgt worden ist oder nach der 
Regelung dieser Verordnungen nicht zur Ei . i- 
tragung eines deutschen Rechts führen 
konnte. Gegen eine derartige Lösung spre- 
chen jedoch folgende Gründe: 

1. Zur Abgrenzung der Voraussetzungen, 
unter denen danach eine Aufrechterhaltung 
gewährt würde, bedürfte es einer ver- 
wickelten Regelung. Dabei wäre es für das 
Patentamt schwierig, im Einzelfall festzu- 
stellen, ob diese Voraussetzungen gegeben 
sind. Die Nachprüfung ist für das Patentamt 
außerdem noch dadurch erschwert, daß die 
erforderlichen Unterlagen durch Kriegs- 
auswirkungen zum großen Teil verloren 
gegangen sind. 

2. In Österreich ist keine derartige Abgren- 
zung angeordnet worden. Vielmehr sind 
nach § 6 Absatz 1 Punkt 1 d des Patent- 
schutz-Uberleitungsgesetzes vom 9. Mai 
1947 alle Patente aufrechterhalten wor- 
den, die auf Grund von Anmeldungen 
nach dem 12. März 1937 vom Reichspatent- 
amt erteilt worden sind. Nach § 8 Ab- 
satz 1 b dieses Gesetzes können alle Pa- 
tentanmeldungen wiederholt werden, die 
beim Reichspatentamt nach dem 12. März 
1937 bewirkt worden sind. Für Waren- 
zeichen ist durch §§ 6 und 7 des Marken- 
schutz-Überleitungsgesetzes vom 9. Mai 
1947 eine entsprechende Regelung ge- 
troffen worden; der Stichtag ist hier aber 
der 12. September 1937. Österreich hat also 
nur eine zeitliche Grenze für die Aufrecht- 
erhaltung der deutschen Alt-Schutzrechte 
gezogen. Es geht von dem Tag der Ver- 
einigung Österreichs mit dem Reich aus 
und rechnet von diesem Tage den Zeit- 
raum zurück, welcher der Dauer der Prio- 
ritätsfristen nach Artikel 4 der Pariser 
Verbandsübereinkunft zum Schutze des 
gewerblichen Eigentums für die betreffen- 
den Schutzrechte entspricht (ein Jahr für 
Patente und sechs Monate für Waren- 
zeichen). 

Es würde naheliegen, eine den österreichi- 
schen Gesetzen entsprechende Regelung zu 
treffen und für die Aufrechterhaltung der 
Alt-Schutzrechte Österreichischen Ursprungs 


eine entsprechende zeitliche Grenze zu 
ziehen. Jedoch würde dies nicht zu einer in 
allen Fällen befriedigenden Lösung führen. 
Wenn z. B. ein Anmelder in Österreich, der 
ein Schutzrecht mit Zeitrang vom 1. Februar 
1937 beim österreichischen Patentamt ange- 
meldet hatte, eine entsprechende Anmeldung 
beim Reichspatentamt mit Rücksicht auf die 
Erstreckung seines österreichischen Rechts 
zurückgenommen oder nicht weiterverfolgt 
hat, würde er bei einer zeitlichen Abgren- 
zung nach dem Stichtag vom 12. Marz 1937 
seinen Schutz für das Gebiet der Bundes- 
republik Deutschland verlieren, während er 
den Schutz behalten hätte, wenn es nicht 
zur Vereinigung Österreichs mit dem Reich 
gekommen wäre, weil er dann seine Anmel- 
dung weiterverfolgt hätte. 

Aus diesen Gründen sieht das vorliegende 
Gesetz vor, daß im Gebiet der Bundesrepu- 
blik Deutschlard alle erstreckten österreichi- 
schen Alt-Schutzrechte aufrechterhalten wer- 
den können, die am 8. Mai 1945 noch in Kraft 
waren. Nachteile für die deutsche Wirtschaft 
dürften sich hierdurch nicht ergeben. Es ist 
zu berücksichtigen, daß diese Rechte zur Zeit 
noch im Bundesgebiet Geltung haben, ohne 
daß deswegen Schwierigkeiten bekannt ge- 
worden sind. Außerdem dürften voraussicht- 
lich nur für einen geringen Teil dieser Rechte 
Aufrechterhaltungsanträge gestellt werden. 
Bei den Alt-Patenten österreichischen Ur- 
sprungs handelt es sich zum größten Teil um 
solche, die kurz vor dem Ablauf ihrer Schutz- 
dauer stehen. Nach § 10 des Patentgesetzes 
dauert ein Patent 18 Jahre, die mit dem Tage 
beginnen, der auf die Anmeldung der Er- 
findung folgt. Da Anmeldungen in Österreich 
nur bis zum 14. Mai 1938 möglich waren, 
handelt es sich um Patente, die jetzt bereits 
mindestens 12 Jahre alt; meist sind sie aber 
älter und laufen ohnehin bald ab. Außerdem 
steigern sidi die Jahresgebühren für Patente 
von Jahr zu Jahr, so daß für diese alten 
Patente verhältnismäßig hohe Jahresgebühren 
zu entrichten sind. Aus diesem Grunde wer- 
den viele Inhaber von Alt-Patenten öster- 
reichischen Ursprungs von der Aufrecht- 
erhaitung ihrer Rechte im Bundesgebiet 
Deutschland Abstand nehmen. 

Bei den Alt- Warenzeichen österreichischen 
Ursprungs hat, anders als bei den Patenten, 
schon früher eine Auslese hinsichtlich ihrer 
Aufrechterhaltu'^g stattgefunden. Sie behiel- 
ten über den 31. Dezember 1942 hinaus nur 
dann ihren Schutz, wenn bis zu diesem Tage 
ihre Übernahme in die Warenzeichenrolle des 
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Reichspatentamts beantragt worden war (§ 11 
der Verordnung vom 18. Januar 1940). Schon 
dadurch sind viele überflüssige Warenzeichen 
ausgeschieden. Im übrigen wird jetzt die mit 
der Aufrechterhaltung verbundene Gebühren- 
belastüng zur Folge haben, daß alle Zeichen 
fallengelassen werden, denen ihre Inhaber 
nicht einen besonderen Wert für das Gebiet 
der Bundesrepublik beimessen. 

11. 

Alt- Warenzeichen 
sudetendeutschen Ursprungs 

Die Vereinigung der sudetendeutschen Ge- 
biete mit dem Deutschen Reich im Oktober 
1938 hat zu einer Angleichung des Patent- 
und Warenzeichenrechts geführt. Jedoch sind 
die in den sudetendeutschen Gebieten ge- 
schützten Patente tsciiechoslowakischen Ur- 
sprungs nicht auf das Deutsche Reich er- 
streckt worden, sondern nur bestimmte Wa- 
renzeichen tschechoslowakischen Ursprungs. 
Nach der Verordnung über den gewerblichen 
Rechtsschutz im Reichsgau Sudetenland vom 
31. Januar 1940 (RGBl. I S. 253) in der Fas- 
sung der Verordnung vom 12. Juni 1940 
(RGBl. I S. 869) in Verbindung mit der 
Zweiten Verordnung über den gewerblichen 
Rechtsschutz in den in die Länder Preu- 
ßen und Bayern und in die Reichsgaue 
Niederd.onau und Oberdonau eingeglieder- 
ten sudetendeutschen Gebietsteilen vom 
23. August 1940 (RGBl. I S. 1182 mußten 
die am 10. Oktober 1938 in den su- 
detendeutschen Gebieten geschützten Waren- 
zeichen tschechoslowakischen Ursprungs bis 
zum 31. Dezember 1941 beim Reichspatent- 
amt zur Eintragung in das Markenregister 
des Sudetenlandes angemeldet werden. An- 
dernfalls verloren sie ihren Schutz mit Ab- 
lauf des Jahres 1941. Die auf Grund dieser 
Vorschriften in das Markenregister des Su- 
tedenlandes beim Reichspatentamt eingetra- 
genen Warenzeichen wurden nach § 1 Ab- 
satz 2 der Verordnung über das Waren- 
zeichenrecht im Reichsgau Sudetenland und 
in den in die Länder Preußen und Bayern 
und in die Reichsgaue Niederdonau und 
Oberdonau eingegliederten sudetendeutschen 
Gebietsteilen vom 4. August 1942 (RGBl. I 
S. 489) mit Wirkung vom 1. Januar 1943 
auf das gesamte Geltungsgebiet des Wa- 
renzeichengesetzes vom 5. Mai 1936 (RGBl. II 
S. 134) erstreckt, wenn sie für einen 
am 1. Januar 1943 in den sudetendeut- 


schen Gebieten gelegenen Geschäftsbetrieb 
bestimmt waren (Warenzeichen sudetendeut- 
schen Ursprungs)! Nach § 12 der Verordnung 
vom 4. August 1942 mußten die Inhaber der 
Warenzeichen sudetendeutschen Ursprungs 
bis zum 31. Dezember 1945 die Übernahme 
der Zeichen in die Warenzeichenrolle bean- 
tragen; andernfalls verloren die Zeichen nach 
dem 31. Dezember 1945 den Schutz. 

Soweit also die Inhaber der Warenzeichen 
sudetendeutschen Ursprungs die Übernahme 
der Zeichen in die Rolle beantragt haben und 
die Zeichen am 8. Mai 1945 noch in Kraft 
waren, gelten diese noch heute. Für sie ist 
ebensowenig wie für die Al t-Schutzr echte 
österreichischen Ursprungs eine Übergangs- 
regelung erfolgt, da das Erste Überleitungs- 
gesetz auf sie keine Anwendung findet (vgl. 
oben zu I). 

Entsprechend der für Alt-Warenzeichen öster- 
reichischen Ursprungs getroffenen Regelung 
ist im vorliegenden Gesetz vorgesehen, daß 
auch alle erstreckten Warenzeichen sudeten- 
deutschen Ursprungs im Gebiete der Bundes- 
republik Deutschland aufrechterhalten wer- 
den können. Es war hierbei zu berücksichti- 
gen, daß viele Inhaber von Alt- Warenzeichen 
sudetendeutschen Ursprungs nach dem Kriege 
ihre sudetendeutsche Heimat haben verlassen 
müssen und ihren Geschäftsbetrieb in Deutsch- 
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ders mußte die Möglichkeit gegeben werden, 
den Schutz ihrer alten Warenzeichen auf- 
rechtzuerhalten. Durch die Aufrechterhaltung 
der Alt- Warenzeichen sudetendeutschen Ur- 
sprungs dürften sich ebenfalls keine Nach- 
teile für die deutsiche Wirtschaft ergeben. 
Durch die Bestimmung der Verordnung vom 
31. Januar 1940, wonach die Warenzeichen 
tschechoslowakischen Ursprungs zur Erhal- 
tung ihres Schutzes bis zum 31. Dezember 
1941 zur Eintragung in das Markenregister 
des Sudetenlandes angemeldet werden muß- 
ten, sind schon viele Zeichen ausgeschieden. 
Eine weitere Auslese hat dadurch statt- 
gefunden, daß nur die Zeichen erstreckt wor- 
den sind, die für einen am 1. Januar 1943 in 
den sudetendeutschen Gebieten gelegenen 
Geschäfts^betrieb bestimmt waren. Im übrigen 
wird auch hier die mit der Aufrechterhaltung 
verbundene Gebührenbelastung zur Folge 
haben, daß alle Zeichen fallen gelassen wer- 
den, denen ihre Inhaber nicht einen beson- 
deren Wert für das Gebiet der Bundesrepu- 
blik beimessen. 
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Die einzelnen Bestimmungen 

Erster Teil 
Begriffsbestimmungen 

Zu §1 

§ 1 enthält Begriffsbestimmungen. Diese sind 
vorangestellt worden, um das Gesetz über- 
sichtlicher zu gestalten. 

Zweiter Teil 

Alt-Schutzrechte und Alt-Patentanmeldungen 
österreichischen Ursprungs 

Erster Abschnitt 

Gemeinsame Bestimmungen 

Zu §2 

Die Alt-Schutzrechte (d. h. Alt-Patente und 
Alt-Warenzeichen) österreichischen Ursprungs 
unterscheiden sich von den im Ersten Über- 
leitungsgesetz geregelten Alt-^Schutzrechten 
im wesentlichen nur dadurch, daß sie nicht 
aus Anmeldungen beim Reichspatentamt her- 
rühren. Daher sieht § 2 vor, daß auf diese 
Alt-Schutzrechte auch die Bestimmungen des 
Vierten Abschnitts des Ersten Uberleitungs- 
gesetzes sinngemäß angewendet werden, so- 
weit sich aus dem vorliegenden Gesetz nicht 
etwas anderes ergibt. Soweit nach den gemäß 
§ 29 aufgehobenen Verordnungen noch öster- 
reichisches Recht anzuwenden war, ist nach 
der Veränderung der staatsrechtlichen Lage 
der Grund hierfür weggefallen. Auf die Alt- 
Schutzrechte und Alt-Patentanmeldungen 
österreichischen Ursprungs ist daher nach 
Maßgabe dieses Gesetzes nur noch das im 
Gebiet der Bundesrepublik Deutschland gel- 
tende Recht anzuwenden. 

Zu §3 

§ 3 bestimmt die Voraussetzungen,^ unter 
denen Alt-Schutzrechte österreichischen Ur- 
sprungs im Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland aufrechterhalten werden. 

Wie sich aus Absatz 1 in Verbindung mit § 1 
Nr. 9 ergibt, werden solche Patente aufrecht- 
erhalten, die aus einer Anmeldung beim 
Österreichischen Patentamt hervorgegangen 
und durch die Verordnung vom 27. Juli 1940 
auf das Geltungsgebiet des Patentgesetzes 
vom 5. Mai 1936 erstreckt worden sind. Die 
Frage, ob eine Erstreckung eingetreten ist, 
richtet sich also nach der Verordnung vom 
27. Juli 1940. Dem steht nicht entgegen, daß 
die Verordnung nach § 29 Nr. 6 dieses Ge- 
setzes außer Kraft gesetzt worden ist; denn 


die auf Grund der Verordnung bereits ein- 
getretenen Wirkungen werden durch die 
Außerkraftsetzung nicht berührt. 

Was die Warenzeichen anlangt, so folgt aus 
der Begriffsbestimmung in § 1 Nr. 11, daß nur 
solche Warenzeichen aufrechterhalten werden, 
die auf Grund einer Registrierung in Öster- 
reich nach § 11 der Verordnung vom 18. Ja- 
nuar 1940 in die Warenzeichenrolle des 
Reichspatentamts übernommen sind. 

Patentanmeldungen werden nach Absatz 2 in 
Verbindung mit § 1 Nr. 10 weiterbehandelt, 
wenn sie beim Österreichischen Patentamt be- 
wirkt worden sind und nach den Bestimmun- 
gen der Verordnung vom 27.Juli 1940 zu einem 
auf das Geltungsgebiet des Patentgesetzes 
vom 5. Mai 1936 erstreckten Patent geführt 
haben würden. Auch hier ist die Verordnung 
vom 27. Juli 1940 dafür maßgebend, ob die 
Patentanmeldung zu einem erstreckten Patent 
^ geführt haben würde, wenn eine Verände- 
rung in der staatsrechtlichen Lage nicht ein- 
getreten wäre. Ist dies der Fall, so wird die 
Anmeldung wie eine deutsche Alt-Anmeldung 
weiterbehandelt und führt zu einem nor- 
malen deutschen Patent mit den Einschrän- 
kungen, die sich aus diesem Gesetz ergeben. 
Der Zeitrang der Anmeldung entspricht dem, 
den sie bisher nach der Verordnung vom 
27. Juli 1940 hatte. 

Voraussetzung für die Aufrechterhaitung der 
Alt-Schutzrechte und Alt-Patentanmeldungen 
österreichdschen Ursprungs ist, daß sie am 
8. Mai 1945 noch in Kraft waren. Dagegen ist 
nicht erforderlich, daß diese Rechte derzeit 
in Österreich noch gelten, da infolge der 
staatsrechtlichen Veränderung eine Spaltung 
der Rechte eingetreten ist, so daß der Schutz 
in dem einen Lande von dem im anderen 
Lande unabhängig ist. 

Zu §4 

Nach §§ 15 und 30 des Ersten Überleitungs- 
gesetzes in Verbindung mit der Zweiten 
Durchführungsverordnung zum Ersten Über- 
leitungsgesetz vom 14. Juni 1950 (BGBl. 
S. 227) war die Aufrechterhaltung der Alt- 
Schutzrechte und Alt-Patentanmeldungen bis 
zum 30. September 1950 zu beantragen. Ist 
diese Frist versäumt worden, so können die 
Alt-Schutzrechte im Bundesgebiet nicht 
mehr geltend gemacht und Alt-Patent- 
anmeldungen nicht mehr weiterbehandelt 
werden. Für Alt-Schutzrechte und Alt-Patent- 
anmeldungen österreichischen Ursprungs ist 
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die entsprechende Frist auf sechs Monate 
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes festgesetzt 
worden. 

Im Gegensatz zu §§15 und 30 des Ersten 
Überleitungsgesetzes ist in § 4 nicht vorge- 
sehen, daß auch ein Dritter für den Inhaber 
des Alt-Schutzrechtes den Aufrechterhaltungs- 
antrag stellen kann. Diese Bestimmung war 
bei Erlaß des Ersten Überleitungsgesetzes 
deshalb gerechtfertigt, weil damals wegen 
der Nachkriegs\^erhältnisse viele Inhaber — 
z. B. Kriegsgefangene, Flüchtlinge — nicht in 
der Lage waren, rechtzeitig selbst den Auf- 
rechterhaltungsantrag zu stellen. Inzwischen 
haben sich die Verhältnisse soweit dem nor- 
malen Zustand genähert, daß es gerecht- 
fertigt erscheint, zu der üblichen Regelung 
zurückzukehren, wonach nur der Rechts- 
inhaber zur Stellung von Anträgen be- 
rechtigt ist. 

Zweiter Absdinitt 

Besondere Bestimmungen für Alt-Patente 
und Alt-Patentanmeldungen österreichischen 
Ursprungs 

Zu §5 

Die Prüfung, ob ein österreichisches Patent 
auf das Reich erstreckt worden ist oder eine 
österreichische Patentanmeldung zu einem 
erstreckten Patent geführt haben würde, 
würde die Feststellung erfoivdern, daß keine 
Erstreckungshindernisse nach der Verordnung 
vom 27. Jnli 1940 bestanden haben oder noch 
bestehen. Hierzu wäre ein umständliches und 
zeitraubendes Verfahren notwendig. Da es 
sich nur um wenige Fälle handeln wird, er- 
scheint es nicht gerechtfertigt, ein derartiges 
Verfahren vorzusehen. § 5 bestimmt daher, 
daß das Patentamt über den Antrag auf Auf- 
rechterhaltung eines Alt-Patentes öster- 
reichischen Ursprungs oder auf Weiter- 
behandlung einer Alt-Patentanmeldung öster- 
reichischen Ursprungs ohne Prüfung ent- 
scheidet, ob das aufrechtzuerhaltende oder zu 
erteilende Patent sich auf das Geltungsgebiet 
des Patentgesetzes vom 5. Mai 1936 erstreckt 
hat oder erstreckt haben würde. Soweit Dritte 
die Nichterstreckung geltend machen wollen, 
können sie nach §§ 12 und 13 Einwendungen 
gegen die Aufrechterhaltung des Patents oder 
die Weiterbehandlung der Patentanmeldung 
geltend machen. 

Zu § 6 

Die Beibehaltung besonderer Nummern für 
die Alt-Patente österreichischen Ursprungs 
und ihre Zusammenfassung in einem Sonder- 


band der Patentrolle entspricht der früheren 
Handhabung durch das Reichspatentamt und 
vermeidet Verwechslungen mit den aufrecht- 
erhaltenen Alt-Patenten, die auf eine An- 
meldung beim Reichspatentamt zurückgehen. 

Zu §7 

§ 5 der Verordnung vom 27. Juli 1940 gab bei 
der Erstreckung eines österreichischen Pa- 
tents, dem ein Zeltrang vor dem 14. März 
1938 zukommt, ein Weiterbenutzungsrecht 
für den, der die Erfindung am 13. März 1938 
im Reich bereits in Benutzung genommen 
oder die dazu erforderlichen Veranstaltu gen 
getroffen hatte. Die veränderte staatsrecht- 
liche Lage bietet keine Veranlassung, diesen 
Rechtszustand zu ändern. Da nach § 29 Nr. 6 
des vorliegenden Gesetzes die Verordnung 
vom 27. Juli 1940 außer Kraft gesetzt ist, ist 
eine entsprediende Bestimmung in das vor- 
liegende Gesetz aufgenommen worden. Der 
dabei verwendete Begriff „Inland“ hat die- 
selbe Bedeutung wie in § 7 des Patent- 
gesetzeß. 

Zu §& 

§ 6 der Verordnung vom 27. Juli 1940 be- 
stimmte, daß Vorbenutzungsrechte, die an 
Patenten österreichischen Ursprungs in ihrem 
Heimatgebiet begründet waren, sich zusam- 
men mit dem Patent auf das Reichsgebiet er- 
strecken sollten. Diese aus Gründen der 
Rechtseinheitlichkeit getroffene Regelu g hat 
jetzt ihren Sinn verloren. Jedoch ist die Auf- 
rechterhaltung der Vorbenutzungsrechte inso- 
weit geboten, als sie bisher schon im Inland 
tatsächlich ausgeübt worden sind, damit der 
einmal begründete Besitzstar d gewahrt wird. 
Der Begriff „Inland“ hat auch hier dieselbe 
Bedeutung wie in § 7 des Patentgesetzes. 

Zu §9 

§ 7 der Verordnung vom 27. Juli 1940 regelte 
die Frage der Abhängigkeit zwischen er- 
streckten österreichischen Patenten und den 
in Deutschland, bereits bestehenden Patenten 
und Gebrauchsmustern. Es besteht keine Ver- 
anlassung, diese materielle Regelung zu än- 
dern. Sie ist als § 9 dieses Gesetzes über- 
nommen worden. 

Die Regelung in Absatz 1 bezieht sich unter 
anderem auch auf Erfindungen, die durch ein 
beim Reichspatentamt angemeldetes Ge- 
brauchsmuster mit Zeitrang vor dem 14, März 
1938 geschützt sind. Normalerweise könnten 
Gebrauchsmuster mit diesem Zeitrang nicht 
mehr in Kraft sein, weil die Höchstdauer 
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dn«s Gebrauchsmaisters an sich 0 Jahra 
beträgt. Nach Artikel 5 des Gesetzes Nr. 8 der 
Alliierten Hohen Kommission vom 20. Oktober 
1949 (Amtsblatt der Alliierten Hohen Kom- 
mission Nr. 18) können jedoch Gebrauchs- 
muster alliierter Staatsangehöriger wieder- 
hergestelit und um die Kriegsdauer ver- 
längert werden. Es besteht daher die Mög- 
lichkeit, daß Gebrauchsmuster alliierter 
Staatsangehöriger mit Zeitrang vor dem 
14. März 1938 wieder in Kraft treten. Für 
diese Gebrauchsmuster hat § 9 Absatz 1 Be- 
deutung. 

Dagegen bezieht sich die Regelung in § 9 
Absatz 2 auch auf solche Erfindungen, die 
durch ein Gebrauchsmuster mit Zeitrang vor 
dem 14. März 1938 geschützt gewesen sind. 
§ 9 Absatz 2 hat also nicht nur für noch ge- 
schützte Gebrauchsmuster alliierter Staats- 
angehöriger mit Zeitrang vor dem 14. März 
1938 Bedeutung, sondern auch für sonstige 
Gebrauchsmuster mit diesem Zeitrang. 

Zu §10 

§ 21 Absätze 1 und 2 der Verordnung vom 
27. Juli 1940 regelte das Verhältnis zwischen 
einem erstreckten Patent Österreichischen Ur- 
sprungs und einem in Deutschland bereits 
bestehenden Gebrauchsmuster, das die gleiche 
Erfindung betraf. E§ besteht kein Grund, 
diese Regelung zu ändern. Sie ist als § 10 
dieses Gesetzes übernommen worden. 

Diese Bestimmung hat nur noch Bedeutung 
für Gebrauchsmuster alliierter Staatsange- 
höriger, deren Schutzdauer nach Artikel 5 des 
Gesetzes Nr. 8 verlängert worden ist; denn 
die sonstigen Gebrauchsmuster mit dem in 
Frage kommenden Zeitrang sind bereits er- 
loschen. Insoweit wird auf die Begründung 
zu § 9 verwiesen. 

Zu §11 

Nach der Verordnung vom 27. Juli 1940 hat- 
ten österreichische Zwangslizenzen, die vor 
^ der Erstreckung eines österreichischen Pa- 
tents erteilt worden waren, in Deutschland 
keine Gültigkeit. Jedoch konnte ihre Aus- 
dehnung in einem besonderen Verfahren her- 
beigeführt werden. Da die Verhältnisse, 
welche für die damals ausgesprochene Aus- 
dehnung bestimmend gewesen waren, sich 
inzwischen geändert haben können, ist nach 
§ 11 die Möglichkeit gegeben worden, die 
Zwangslizenzen für das Gebiet der Bundes- 
republik Deutschland aufzuheben, wenn dort 
die Voraussetzungen für die Erteilung einer 
Zwangslizenz (§ 15 des Patentgesetzes) nicht 
mehr zutreffen. 


Zu § 12 

Ebenso wie der in § 27 des Patentgesetzes be- 
handelte Antrag auf Erklärung der Nichtig- 
keit eines Patents das einzige Mittel ist, um 
die Nichtigkeit eines Patents geltend zu 
machen, sollen auch Einwendungen gegen 
die Aufrechterhaltung eines Patents nach 
dem vorliegenden Gesetz nur im Verfahren 
wegen Erklärung der Nichtigkeit in sinn- 
gemäßer Anwendung der §§ 37 bis 42 des 
Patentgesetzes geltend gemacht werden kön- 
nen. Die Einwendu-^gen können darauf ge- 
stützt werden, daß die Voraussetzungen für 
die Aufrechterhaltung des Patents nicht ge- 
geben seien. Wie der Antrag auf Erklärung 
der Nichtigkeit können auch diese Einwen- 
dungen von jedermann erhoben werden. 

Zu §13 

Die Weiterbehandlung einer Patentanmeldung 
nach § 3 Absatz 2 geschieht nach denselben 
Grundsätzen, nach denen sonstige Patent- 
anmeldungen beim Deutschen Patentamt be- 
handelt werden. Einwendungen gegen die 
Weiterbehandlung der Patentanmeldung kön- 
nen daher mit denselben Rechtsbehelfen gel- 
lend gemacht werden, die im Patentertei- 
lungsverfahren gegeben sind. 

Dritter Abschnitt 

Besondere Bestimmungen 
für Alt-Warenzeichen österreichischen 
Ursprungs 

Zu §14 

Nach § 11 der Verordnung vom 18. Januar 
1940 sind auch Österreichische Warenzeichen 
in die Warenzeichenrolle des Reichspatent- 
amts übernommen worden, die nicht den all- 
gemeinen Anforderungen des deutschen Wa- 
renzeichenrechts genügen. Es besteht jetzt 
kein Grund mehr, Warenzeichen bestehen zu 
lassen, die den deutschen Vorschriften nicht 
entsprechen. § 14 bestimmt daher, daß ein 
Alt- Warenzeichen österreichischen Ursprungs 
für das Gebiet der Bundesrepublik Deutsch- 
land nur aufrechterhalten werden kann, wenn 
kein Eintragungshindernis nach § 4 des Wa- 
renzeichengesetzes vorliegt. 

Zu §15 

Nach der Verordnung vom 18. Januar 1940 
sind Warenzeichen österreichischen Ursprungs 
erstreckt worden, auch wenn ältere deutsche 
Zeichen entgegenstanden. Den Inhabern die- 
ser älteren Zeichen muß jetzt die Möglichkeit 
gegeben werden, gegen die Aufrechterhaltung 



der Alt-Warenzeichen österreichischen Ur* 
Sprungs Einwendungen zu erheben. Neben 
der Löschungsklage nach § 11 Absatz 1 Nr, 1 
des Warenzeichengesetzes ist durch das vor- 
liegende Gesetz in § 17 Absatz 1 ein beson- 
deres Löschungsverfahren geschaffen worden. 
Um die hiernach zum Antrag auf Löschung 
Berechtigten darüber zu unterrichten, welche 
Alt-Warenzedchen österreichischen Ursprungs 
aufrechterhalten werden, ist in §15 eine Be- 
kanntmachung dieser Zeichen vorgesehen 
worden. Zwar werden nach § 18 Absatz 2 des 
Ersten Überleitungsgesetzes, das nach § 2 des 
vorliegenden Gesetzes beim Fehlen einer be- 
sonderen Regelung sinngemäß auch für die 
aufrechterhaltenen Alt-Warenzeichen öster- 
reichischen Ursprungs Anwendung finden 
würde, die aufrechterhaltenen Alt-Waren- 
zeichen in Übersichten im Warenzeichenblatt 
veröffentlicht. In diesen Übersichten werden 
aber nur die Nummern der Warenzeichen an- 
gegeben, so daß der Leser des Warenzeichen- 
blatts nicht ohne weiteres feststellen kann, 
welche Warenzeichen aufrechterhalten wor- 
den sind. § 15 Absatz 1 bestimmt daher, daß 
die Aufrechterhaltung eines Alt-Waren- 
zeichens österreichischen Ursprungs ebenso 
bekanntgemacht wird wie die Anmeldung 
eines neuen Warenzeichens. Es wird also das 
Alt-Warenzeichen österreichischen Ursprungs 
selbst im Warenzeichenblatt veröffentlicht. 

Zu § 16 

Nach § 5 der Verordnung vom 18. Januar 
1940 sind die erstreckten Warenzeichen Öster- 
reichischen Ursprungs grundsätzlich dem 
deutschen Warenzeichenrecht unterstellt wor- 
den. Allerdings sind noch Ausnahmen ge- 
macht worden. Diese sollen jetzt für die auf- 
rechterhaltenen Warenzeichen beseitigt wer- 
den, um eine vollständige Angleichung der 
aufrechterhaltenen Alt-Warenzeichen öster- 
reichischen Ursprungs an die beim Reichs- 
patentamt angemeldeten Warenzeichen zu er- 
zielen. 

Die vollständige Eingliederung in den Be- 
stand der deutschen Warenzeichen macht es 
erforderlich, das gegenseitige Rangverheltnis 
zu regeln, da bei miteinander in Widerspruch 
stehenden Rechten die Frage der besseren 
Berechtigung beantwortet werden muß. Da- 
bei war den Alt-Warenzeichen österreichischen 
Ursprungs, denen in Österreich ein Zeitrang 
vor dem 14, März 1938 zukam, der Zeitrang 
von diesem Tage beizulegen, weil sie frühe- 
stens mit diesem Zeitpunkt eine Wirkung in 
Deutschland haben konnten. Diese Regelung 


bezieht sich nidit auf das Rangverhältnis der 
Alt- Warenzeichen österreichischen Ursprungs 
untereinander. Insoweit behalten diese Zei- 
chen ihren früheren Zeitrang weiter. 

Alt-Warenzeichen österreichischen Ursprungs 
mit Zedtrang nach dem 13. März 1938 be- 
halten ihren ursprünglichen Zeitrang auch 
im Verhältnis zu den beim Reichspatentamt 
angemeldeten Warenzeichen. 

Eine besondere Regelung war in § 8 Absatz 2 
der Verordnung vom 18. Januar 1940 für den 
Fall getroffen worden, daß Warenzeichen 
österreichischen Ursprungs mit Zeitrang nach 
dem 13. März 1938 im Erstreckungsgebiet auf 
verwechslungsfähige deutsche Zeichen mit 
gleichem Zeitrang trafen. Sie durften dann 
nur mit Zustimmung des Inhabers des deut- 
schen Zeichens gebraucht werden. Mit dieser 
Regelung wurde erreicht, daß das Waren- 
zeichen österreichischen Ursprungs im Er- 
streckungsgebiet gegenüber den dort ge- 
schützten gleichrangigen Warenzeichen zu- 
rücktrat. Eine Löschung konnte damals in der 
Verordnung nicht vorgesehen werden, weil 
dabei auch der Schutz in Österreich erloschen 
wäre. Nach der staatsrechtlichen Trennung 
der beiden Länder besteht jedoch kein Grund 
mehr, die Löschung nicht zuzulassen. § 16 
Absatz 2 sieht daher vor, daß das beim 
Reichspatentamt' angemeldete Warenzeichen 
im Verhältnis zu dem Alt-Warenzeichen öster- 
reichischen Ursprungs als rangälter gilt. Aus 
dieser Rangfestsetzung folgt, daß ein auf- 
rechterhaltenes Alt-Warenzeichen österreichi- 
schen Ursprungs auf Grund eines verwechs- 
lungsfähigen Warenzeichens, das mit gleichem 
Zeitrang beim Reichspatentamt angemeldet 
worden ist, gelöscht werden kann. 

Bei der Anwendung der Bestimmungen in 
§ 16 Absätze 1 und 2 sind den Warenzeichen,, 
die auf Grund einer Anmeldung beim Reichs- 
patentamt eingetragen worden sind, die inter- 
national registrierten Marken gleichzustellen, 
wie sich aus § 7 der Verordnung über die 
internationale Registrierung von Fabrik- oder 
Handelsmarken vom 9, November 1922 
(RGBl. II S. 778) in der Fassung der 
Verordnung zur Anpassung der Verordnung 
über die internationale Registrierung von 
Fabrik- oder Handelsmarken vom 6. Dezem- 
ber 1949 (BGBl. S.33) ergibt. 

§ 14 der Verordnung vom 18. Januar 1940 
hatte seinerzeit für den Fall, daß dem In- 
haber eines erstreckten Warenzeichens öster- 
reichischen Ursprungs das Zeichen auf Grund 
internationaler Registrierung im Altreich ge- 



schützt war, ein« besondere Regelung ge-- 
troffen, weil durch die Vereinigung der bei- 
den Staaten dort der durch die internationale 
Registrierung begründete Schutz weggefallen 
war. Nadi dieser Regelung trat der durch die 
Erstreckung des Warenzeichens eintretende 
Schutz an die Stelle des Schutzes aus der 
internationalen Registrierung und übernahm 
dessen Zeitrang. Auf Grund der veränderten 
staatsrechtlichen Lage dürfte der Schutz aus 
der internationalen Registrierung in Deutsch- 
land wieder aufgelebt sein, so daß der In- 
haber des Warenzeichens die internationale 
Marke in der Bundesrepublik Deutschland 
mit ihrem ursprünglichen Zeitrang geltend 
machen kann. Es besteht jedoch die Möglich- 
keit, daß er die internationale Marke nach 
Ablauf der Schutzdauer nicht erneuert hat 
oder nicht hat erneuern können. In diesem 
Falle kann er in der Bundesrepublik Deutsch- 
land nur Rechte aus dem erstreckten Waren- 
zeichen Österreichischen Ursprungs geltend 
machen. Es erschien daher gerechtfertigt, die- 
sem Warenzeichen weiterhin den Zeitrang 
der ursprünglichen internationalen Marke zu- 
zubilligen. 

Zu §17 

Nach § 2 der Verordnung vom 18. Januar 
1940 konnte bei Zusammentreffen verwechs- 
lungsfähiger Zeichen für gleiche oder gleich- 
artige Waren mit Zeitrang vor dem 14. März 
1938 der Inhaber des rangälteren Zeichens 
nicht die Löschung des anderen Zeichens her- 
beiführen, sondern hatte nur das Recht, den 
Gebrauch dieses Zeichens zu untersagen. 
Nachdem jetzt die Verordnung vom 18. Ja- 
nuar 1940 aufgehoben worden ist und die 
Alt-Warenzeichen österreichischen Ursprungs 
mit dem Zeitrang vor dem 14. März 1938 den 
Zeitrang dieses Tages erhalten haben, hat der 
Inhaber des rangälteren deutschen Zeichens 
gegenüber dem aufrechterhaltenen Alt- 
Warenzeichen österreichischen Ursprungs 
einen Löschungsanspruch. Dabei soll er nicht 
allein auf den umständlichen und kostspieli- 
gen Weg der Löschungsklage nach § 11 Ab- 
satz 1 Nr. 1 des Warenzeichengesetzes ange- 
wiesen sein. Durch § 17 dieses Gesetzes wird 
für diese Fälle ein besonderes, beim Patent- 
amt durchzuführendes Löschungsverfahren 
geschaffen, das dem Widerspruchsverfahren 
nach § 5 Absätze 4 bis 8 des Warenzeichen- 
gesetzes nachgebildet ist. 

Zu §18 

Auf Grund der Verordnung vom 18. Januar 
1940 sdnd däe ln Österreich registrierten 


Warenzeichen auf das Altredch erstredct und 
in die Warenzeichenrolle des Reichspatent- 
amts übernommen worden, auch wenn sie 
den Bestimmungen des deutschen Waren- 
zeichenrechts nicht entsprachen. Sie konnten 
nach § 6 der Verordnung vom 18. Januar 1940 
nur gelöscht werden, wenn die Eintragung 
nach dem ursprünglich für sie maßgebend 
gewesenen Redit hätte versagt werden müs- 
sen. Es gibt daher Alt- Warenzeichen öster- 
reichischen Ursprungs, die zwar den öster- 
reichischen Bestimmungen entsprechen, nicht 
aber den Bestimmungen des deutschen Wa- 
renzeichenrechts. Nach § 14 dieses Gesetzes 
sollen jetzt die den deutschen Bestimmungen 
widersprechenden Alt-Warenzeichen öster- 
reichischen Ursprungs nidit aufrechterhalten 
werden. Das Deutsche Patentamt müßte da- 
her die Aufrechterhaltung von derartigen 
Warenzeichen ablehnen. Es ist jedoch der Fall 
denkbar, daß das Deutsche Patentamt ent- 
gegen diesen Bestimmungen ein Alt-Waren- 
zeichen österreichischen Ursprungs aufrecht- 
erhält, das dem deutschen Warenzeichenrecht 
nicht entspricht. Für diesen Fall muß eine 
Möglichkeit geschaffen werden, das zu Un- 
recht aufrechterhaltene Alt-Warenzeichen 
österreichischen Ursprungs wieder zur Lö- 
schung zu bringen. Man könnte daran denken, 
die Bestimmung in § 10 Absatz 2 Nr. 2 des 
Warenzeichengesetzes auf diesen Fall sinn- 
gemäß zur Anwendung zu bringen, da nach 
§ 2 dieses Gesetzes die Bestimmu gen des im 
Gebiet der Bundesrepublik^Deutschland gel- 
tenden Warenzeichenrechts sinngemäß auch 
auf die Alt- Warenzeichen österreichischen Ur- 
sprungs anzuwenden sind. In § 10 Absatz 2 
Nr. 2 des Warenzeichengesetzes ist bestimmt, 
daß ein Warenzeichen von Amts wegen oder 
auf Antrag eines Dritten zu löschen ist, wenn 
die Eintragung des Zeichens hätte versagt 
werden müssen. Mit „Eintragung“ ist die ur- 
sprüngliche Eintragung des Zeichens in die 
Warenzeichenrolle beim Reichspatentamt ge- 
meint. Sinngemäß auf die Alt- Warenzeichen 
österreichischen Ursprungs übertragen, würde 
das für diese Zeichen bedeuten, daß ein Alt- 
Warenzeichen österreichischen Ursprungs zu 
löschen wäre, wenn die ursprüngliche Ein- 
tragung des Zeichens in Österreich nach 
österreichischem Recht hätte versagt werden 
müssen. Nach dem oben Ausgeführten wür- 
den die erwähnten Alt- Warenzeichen öster- 
reichischen Ursprungs, die dem deutschen 
Warenzeichenrecht widersprechen, auf Grund 
dieser Vorschrift nicht gelöscht werden kön- 
nen; denn sie sind damals in Österreich auf 
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Grund der österreichischen Vorsdiriften zu 
Recht eingetragen worden. Daß sie jetzt nach 
§ 14 dieses Gesetzes nicht aufrechterhalten 
werden dürfen, ist ein später eingetretener 
Umstand, der nach § 10 Absatz 2 Nr. 2 des 
Warenzeichengesetzes nicht zu berücksichti- 
gen ist. Es mußte daher eine besondere Be- 
stimmung geschaffen werden, die es ermög- 
licht, diejenigen Alt- Warenzeichen österreichi- 
schen Ursprungs zur Löschung zu bringen, 
die zwar mit Recht auf Grund der Verord- 
nung vom 18. Januar 1940 in die Waren- 
zeichenrolle des Reichspatentamtes über- 
nommen worden sind, die aber nach den Be- 
stimmungen dieses Gesetzes nicht aufrecht- 
erhalten werden dürfen. 

Ferner mußte eine Löschungsmöglichkeit für 
die Fälle vorgesehen werden, in denen ein 
Warenzeichen als Alt-Warenzeichen öster- 
reichischen Ursprungs aufrechterhalten wor- 
den ist, obwohl es den Voraussetzungen in 
§1 Nr. 11 in Verbindung mit §3 Absatz 1 
deshalb nicht entspricht, weil es nicht auf 
Grund einer Registrierung in Österreich nach 
§ 11 der Verordnung vom 18. Januar 1940 in 
die Warenzeichenrolle des Reichspatentamts 
übernommen worden war, oder weil es am 
8. Mai 1945 nicht mehr in Kraft war. 

§ 18 sieht aus diesen Gründen vor, daß ein 
Warenzeichen, das nach den Bestimmungen 
dieses Gesetzes zu Unrecht aufrechterhalten 
worden ist, in sinngemäßer Anwendung der 
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Satz ^3 des Warenzeichengesetzes gelöscht 
werden kann. 

Zu §19 

§ 13 der Verordnung vom 18. Januar 1940 gab 
dem Inhaber gleicher Warenzeichen deutschen 
und österreichischen Ursprungs die Möglich- 
keit, beide in der Warenzeichenrolle mit der 
Wirkung zusammenschreiben zu lassen, daß 
Verlängerungsgebühren nur noch für das 
deutsche Warenzeichen zu entrichten waren. 
Für diese Sonderbehandlung besteht kein 
Grund mehr, nachdem die aufrechterhaltenen 
Alt-Warenzeichen österreichischen Ursprungs 
dieselbe Rechtswirkung erhalten wie die deut- 
schen Warenzeichen, so daß der Inhaber sich 
mit einem von beiden begnügen kann. 

Zu §20 

Auf Grund des § 15 der Verordnung vom 
18. Januar 1940 war eine Sdiiedsstelle für 
Warenzeichen gebildet worden, die im Hin- 
blick auf die besonderen Verhältnisse, die 
sich aus der beiderseitigeil Erstreckung der 


Rechte ergeben hatten, auf dem Gebiet des 
Warenzeichenrechts für Einzelfälle Entschei- 
dungen mit allgemeirer Verbindlichkeit tref- 
fen konnte. Nachdem die seinerzeit maß- 
gebend gewesenen Umstände hinfällig ge- 
worden sind, ist den Entscheidungen dieser 
Schiedsstelle die Grundlage entzogen. § 19 be- 
stimmt daher, daß diese Entscheidungen im 
Gebiet der Bundesrepublik Deutschland keine 
Wirkung mehr haben. 

Dritter Teil 

A 1 1- Wa renzeichen 
sudetendeutschen Ursprungs 

Zu §21 

Die Alt-Warenzeichen Sudeten deutschen Ur- 
sprungs unterscheiden sich ebenso wie die 
Alt- Warenzeichen österreichischen Ursprungs 
von den im Ersten Überleitungsgesetz be- 
handelten Alt- Warenzeichen im wesentlichen 
dadurch, daß sie nicht aus Anmeldungen 
beim Reiclispaten tarnt herrühren. Es gilt hier 
das gleidie, was in der Begründung zu § 2 
hinsichtlich der Alt-Warenzeichen österreichi- 
schen Ursprungs ausgeführt worden ist. Es 
ist daher nach Maßgabe dieses Gesetzes auch 
auf die Alt- Warenzeichen sudetendeutschen 
Ursprungs nur noch das im Gebiet der Bun- 
desrepublik geltende Recht anzuwenden. 
Auch für die Stellung des Aufrechterhal- 
tungsantrags und die weitere Behandlung der 
Alt“ Warenzeichen sudetendeutschen Ur- 

sprungs gelten die gleichen Grundsätze wie 
für die Alt-Warenzeichen österreichischen Ur- 
sprungs. § 3 Absatz 1 und §§ 4, 14, 15, 17 und 
18 sind daher entsprechend anzuwenden. 

Zu §22 

Nach § 12 der Verordnung vom 4. August 
1942 mußte der Inhaber eines Warenzeichens 
sudetendeutschen Ursprungs bis zum 31. De- 
zember 1945 die Übernahme des Zeichens in 
die Warenzeichenrolle beantragen; andern- 
falls verlor das Zeichen mit Ablauf des Jahres 
J945 den Schutz. Durch die Schließung des 
Reichspatentamtes am Ende des Krieges war 
es den Zeicheninhabern, die den Antrag auf 
Übernahme in die Rolle noch nicht gestellt 
hatten, unmöglich geworden, diesen Antrag 
zu stellen. Die betreffenden Zeichen haben 
daher nach dem 31. Dezember 1945 ihren 
Schutz verloren. Es erscheint gerechtfertigt, 
diese Alt- Warenzeichen sudetendeutschen Ur- 
sprungs denjenigen gleichzustellen, bei denen 
der Übernahmeantrag noch vor Schließung 
des Reichspatentamts gestellt worden ist. 



Nach § 22 Absatz 1 kann daher auch für die- 
jenigen Alt-Warenzeichen Sudeten deutschen 
Ursprungs, deren Übernahme in die Waren- 
zeichenrolle noch nicht beantragt worden ist, 
ein Aufrechterhaltungsantrag gestellt werden. 
Wird dem Anträge stattgegeben, so gilt nach 
§ 22 Absatz 2 der Verlust des Schutzes als 
nicht eingetreten. Das Zeichen wird dann so 
behandelt, als ob der Antrag auf Übernahme 
in die Rolle rechtzeitig gestellt worden wäre. 
Für den Fall, daß ein Dritter das Waren- 
zeichen in der Zeit zwischen dem Erlöschen 
und dem Wiederaufleben des Schutzes gut- 
gläubig in Benutzung genommen hat, ist ein 
Weiterbenutzungsrecht nicht vorgesehen, weil 
die Gewährung derartiger Rechte bei der 
engen Verknüpfung zwischen Warenzeichen 
und Geschäftsbetrieb nicht angängig ist. So 
ist auch im Falle einer Wiedereinsetzung in 
den vorigen Stand nach § 12 Absatz 1 des 
Warenzeichen gesetzes ein Weiterbenutzungs- 
recht ausgeschlossen (§ 12 Absatz 1 Satz 2 des 
Warenzeichen gesetzes). 

Aus dem Grundsatz, daß aufrechterhaltene 
Alt-Warenzeichen sudetendeutschenUrsprungs 
wie sonstige Alt- Warenzeichen zu behandeln 
sind, folgt, daß sie in die Warenzeichenrolle 
eingetragen werden müssen, soweit dies nicht 
bereits geschehen ist. Demgemäß ist in § 22 
Absatz 3 klargestellt, daß bei Alt- Waren- 
zeichen sudetendeutschen Ursprungs, die noch 
nicht in die Warenzeichenrolle eingetragen 
sind, die Eintragung nachzuholen ist. 

Zu § 23 

Die vollständige Eingliederung der Alt- 
Warenzeichen sudetendeutschen Ursprungs in 
den Bestand der deutschen Warenzeichen 
macht es erforderlich, das gegenseitige Rang- 
verhältnis zu regeln; denn beim Vorliegen 
verwechslungsfähiger Zeichen ergibt sich aus 
dem Rangverhältnis, wer berechtigt ist, das 
andere Zeichen zur Löschung zu bringen. 

Bei der Festsetzung des Zeitrangs der Alt- 
Warenzeichen sudetendeutschen Ursprungs 
war die in der Verordnung vom 4. August 
1942 getroffene Regelung zugrunde zu legen 
§ 2 Absatz 1 dieser Verordnung bestimmte, 
daß ein Warenzeichen Sudeten deutschen Ur- 
sprungs, das im Erstreckungsgebiet auf ein 
verwechslungsfähiges Warenzeichen mit Zeit- 
rang vor dem 11. Oktober 1938 traf, nur mit 
Zustimmung des Inhabers dieses Zeichens ge- 
braucht werden durfte. Es gingen den Waren- 
zeichen sudetendeutschen Ursprungs also alle 
Warenzeichen vor, die den Zeitrang vom 


10. Oktober 1938 oder einen älteren Zeitrang 
hatten. Andererseits bestimmte § 9 Absatz 1 
der Verordnung vom 4. August 1942, daß 
Warenzeichen deutschen Ursprungs, denen ein 
Zeitrang nach dem 10. Oktober 1938 zukam, 
auf Grund der Eintragung von Zeichen su- 
detendeutschen Ursprungs gelöscht werden 
konnten. 

Hieraus ergibt sich, daß Warenzeichen su- 
detendeutschen Ursprungs im Verhältnis zu 
sonstigen Warenzeichen zwar den Zeitrang 
vom 10. Oktober 1938 hatten, daß aber ein 
Warenzeichen deutschen Ursprungs mit dem 
Zeitrang vom 10. Oktober 1938 den Waren- 
zeichen Sudeten deutschen Ursprungs im Range 
vorging. Demgemäß ist nadi § 23 Absatz 1 
Satz 1 den Alt-Warenzeichen sudetendeut- 
schen Ursprungs im Verhältnis zu den Waren- 
zeichen, die auf Grund einer Anmeldung beim 
Reichspatentamt eingetragen worden sind, 
und zu den Alt- Warenzeichen österreichischen 
Ursprungs der Zeitrang vom 10. Oktober 
1938 gegeben worden, andererseits aber in 
§ 23 Absatz 1 Satz 2 bestimmt worden, daß 
ein Warenzeichen, das auf Grund einer An- 
meldung beim Reichspatentamt mit Zeitrang 
vom 10. Oktober 1938 eingetragen ist, im Ver- 
hältnis zu aufrechterhaltenen Alt-Waren- 
zeichen sudetendeutschen Ursprungs als rang- 
älter gilt. 

Die in § 23 Absatz 1 getroffene Regelung des 
Rangverhältnisses bezieht sich nicht auf das 
Verhältnis der Alt- Warenzeichen sudeten- 
deutschen Ursprungs untereinander. Insoweit 
behalten diese Zeichen ihren früheren Zeit- 
rang. 

Bei der Anwendung der Bestimmungen in 
§ 23 Absatz 1 sind den Warenzeichen, die auf 
Grund einer Anmeldung beim Reichspatent- 
amt eingetragen worden sind, die internatio- 
nal registrierten Marken gleichzustellen (§ 7 
der Verordnung über die internationale Re- 
gistrierung von Fabrik- oder Handelsmar- 
ken vom 9. November 1922 (RGBl. II 
S. 778) in der Fassung der Verordnung zur 
Anpassung der Verordnung über die inter- 
nationale Registrierung von Fabrik- oder 
Handelsmarken vom 6. Dezember 1949 (BGBl. 
S. 33). 

§ 14 der Verordnung vom 4. August 1942 hatte 
für den Fall, daß dem Inhaber eines erstreck- 
ten Warenzeichens Sudeten deutschen Ur- 
sprungs das Zeichen auf Grund internatio- 
naler Registrierung geschützt war, eine dem 
§ 14 der Verordnung vom 18. Januar 1940 
entsprechende Regelung dahin getroffen, daß 
der durch die Erstreckung eintretende Schutz 



an die Stelle des Schutzes aus der inter- 
nationalen Registrierung trat und dessen 
Zeitrang übernahm. Auch bei den Alt-Waren- 
zeichen sudetendeutschen Ursprungs erschien 
es gerechtfertigt, diese besondere Regelung 
des Zeitrangs beizubehalten. 

Zu §24 

Nach § 6 der Verordnung vom 4. August 1942 
war für die Berechnung der Schutzdauer der 
Warenzeichen sudetendeutschen Ursprungs 
die Schutzdauer zugrunde zu legen, die für 
das einzelne Warenzeichen am 10. Oktober 
1938 nach den Bestimmungen des zu diesem 
Zeitpunkt geltenden tschechoslowakischen 
Markenschutzgesetzes in Lauf war. Diese 
Regelung ist in § 24 beibehalten worden. 

Von dem Zeitpunkt ab, an dem die am 
10. Oktober 1938 in Lauf befindliche Schutz- 
dauer abgelaufen ist, kann das Zeichen nach 
§ 9 Absätze 2 bis 5 des Warenzeichengesetzes 
jeweils um 10 Jahre verlängert werden. Von 
diesem Zeitpunkt ab sind also auch die Ver- 
iängerungs- und Klassengebühren nach § 28 
Absatz 1 des Ersten Überleitungsgesetzes zu 
zahlen. 

Zu §25 

§ 13 der Verordnung vom 4. August 1942 gab 
dem Inhaber gleicher Warenzeichen deutschen 
oder österreichischen Ursprungs einerseits u..d 
sudetendeutschen Ursprungs andererseits die 
Möglichkeit, die Zeichen in der Warenzeichen- 
rolle mit der Wirkung zusammenschreiben zu 
lassen, daß Verlängerungsgebühren nur noch 
für das Warenzeichen deutschen oder öster- 
reichischen Ursprungs zu entrichten waren. 
Für diese Sonderbehandlung besteht kein 
Grund mehr, nachdem die aufrechterhaltenen 
Alt- Warenzeichen sudetendeutschenUrsprungs 
dieselbe Rechtswirkung erhalten wie sonstige 
Warenzeichen, so daß der Inhaber sich mit 
einem von beiden begnügen kann. 

Zu §26 

Auf Grund des § 16 der Verordnung vom 
4. August 1942 war eine Schiedsstelle ge- 
bildet worden, die der Schiedsstelle nach § 15 
der Verordnung vom 18. Januar 1940 ent- 
sprach (vgl. Begründung zu § 20). Auch den 
Entscheidungen der Schiedsstelle für Waren- 
zeichen sudetendeutschen Ursprungs ist in- 
folge der veränderten staatsrechtlichen Lage 
die Grundlage entzogen. § 26 bestimmt daher, 
daß die Entscheidungen dieser Schiedsstelle 
im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland 
keine Wirkung mehr haben. 


Vierter Teil 

Verlängerung von Prioritätsfristen 
Zu § 27 

In Österreich ist nach § 13 des Patentschutz- 
Überleitungsgesetzes und nach § 10 des Mar- 
kenschutz-Überleitungsgesetzes für Ange- 
hörige ausländischer Staaten ein Prioritäts- 
recht aus Anmeldungen von Patenten, Ge- 
brauchsmustern und Warenzeichen nach dem 
12. März 1937 bis zu einem durdi Verord- 
nung des Bundesministeriums für Handel 
und Wiederaufbau festzusetzenden Tage ge- 
währt worden. Das gilt jedoch nur zugunsten 
von Angehörigen der Staaten, die Gegen- 
seitigkeit gewähren. In der Bur.desrepublik 
Deutschland besteht eine derartige Gegen- 
seitigkeitsbestimmung nicht. Diese Lücke soll 
§ 27 des vorliegenden Gesetzes ausfüllen. Er 
verlängert zugunsten österreichischer Staats- 
angehöriger die Fristen zur Inanspruchnahme 
eines Prioritätsrechts auf Grund eines zwi- 
schenstaatlichen Vertrages aus Anmeldungen 
von Patenten, Gebrauchsmustern oder Wa- 
renzeichen, die vom 8. Mai 1945 bis zum 
30. September 1949 bewirkt worden sind. Die 
Verlängerung ist auf Anmeldungen nach dem 
8. Mai 1945 beschränkt worden, weil vor die- 
sem Zeitpunkt eine Anmeldu g beim Reichs- 
patentamt sich ohnehin auf das gesamte Ge- 
biet beider Länder erstreckte. Der Endtermin 
vom SO. September 1949 ist gewählt worden, 
weil von da ab wieder geordnete Verhält- 
nisse auf dem Gebiet des gewerblichen 
Rechtsschutzes im Verhältnis der beiden Län- 
der eingetreten sind. Voraussetzung für die 
Gewährung des Prioritätsrechts ist, daß 
Gegenseitigkeit gewährt wird. Nach § 27 Ab- 
satz 1 Satz 2 wird dies vom Bundesminister 
der Justiz durch Bekanntmachung im Bun- 
desgesetzblatt festgestellt. Da noch nicht fest- 
steht, bis zu welchem Tage Österreich für 
deutsche Staatsangehörige die Prioritäts- 
fristen verlängert, ist kein fester Zeitpunkt 
bestimmt worden, bis zu dem die Fristen für 
österreichische Staatsangehörige verlängert 
werden, vielmehr wird der Tag, an dem die 
Prioritätsfristen ablaufen, vom Bundesmini- 
ster der Justiz durch Bekanntmachung im 
Bundesgesetzblatt entsprecliend dem Tage 
bestimmt, bis zu dem Österreich die Priori- 
tätsfristen für die deutschen Anmelder ver- 
längert. 

Die Verlängerung der Prioritätsfristen wird 
auch für Gebrauchsmusteranmeldungen öster- 
reichischer Staatsangehöriger gewährt, ob- 
wohl in Österreich keine Gebrauchsmuster 


17 



eingetragen werden; denn das Prioritätsrecht 
wird nach Artikel 4 der Pariser Verbands- 
Übereinkunft auch durch Erstanmeldungen 
begründet, die nicht im Heimatland des An- 
melders, sondern in einem anderen Ver- 
bandsland bewirkt sind. Ein österreichischer 
Staatsangehöriger könnte daher die Priorität 
aus einer Gebraudismusteranmeldung i i An- 
spruch nehmen, die er z.B. in Spanien be- 
wirkt hat. 

Nach § 27 des Patentgesetzes ist binnen einer 
Frist von zwei Monaten, die mit dem Tage 
nach der Nachanmeldung beim Deutschen 
Patentamt beginnt, Zeit und Land der Vor- 
anmeldung anzugeben (Prioritätserklärung). 
Wird sie nicht rechtzeitig abgegeben, so ist 
der Prioritätsanspruch für die Anmeldung 
verwirkt. Es sind Fälle denkbar, in denen 
ein österreichischer Anmelder für die Nach- 
anmeldung, die er bereits beim Deutschen 
Patentamt eingereicht hat, nachträglich ein 
Prioritätsrecht in Anspruch nehmen will und 
die Frist des § 27 des Patentgesetzes bereits 
abgelaufen ist. Um auch in diesen Fällen dem 
Anmelder die Inanspruchnahme des Priori- 
tätsrechts unter Ausnutzung der Fristver- 
längerung nach § 27 Absatz 1 dieses Gesetzes 
zu ermöglichen, ist in Absatz 2 bestimmt 
worden, daß die Frist zur Abgabe der Priori- 
tätserklärung nicht vor Ablauf des nach § 27 
Absatz 1 zu bestimmenden Tages endet. 

Zu §28 

Nach Artikel 4B der Pariser Verbandsüber- 
einkunft in der in London revidierten Fas- 
sung vom 2. Juni 1934, der sowohl Österreich 
als auch Deutschland angehören, kann ein 
Vorbenutzungsrecht im Prioritätszwischen- 
raum nicht entstehen. Diese Bestimmung be- 
zieht sich aber nur auf den Fall, daß die 
normale Prioritätsfrist von einem Jahr aus- 
genutzt wird. Sie ist nicht gerechtfertigt, 


wenn die Prioritätsfrist, wie nach § 27 ge- 
schehen, ausnahmsweise um mehrere Jahre 
verlängert wird. In diesem Falle ist dem, 
der die Erfindung im Inland in gutem Glau- 
ben in Benutzung genommen oder die er- 
forderlichen Veranstaltungen dazu getroffen 
hat, ein Weiterbenutzungsrecht zu gewähren, 
um seinen Besiitzstand zu wahren. Dieses 
Weiterbenutzungsrecht muß aber in zwei 
Richtungen eine Einschränkung erfahren. 
Einerseits muß die Benutzung vor dem Tag 
der Nachanmeldung liegen, weil andernfalls 
ein Benutzungsrecht durch § 7 des Patent- 
gesetzes ausgeschlossen ist. A'" dererseits muß 
die Benutzung früher als ein Jahr vor dem 
Tag vorgenommen worden sein, bis zu dem 
die Prioritätsfristen verlängert worden sind; 
durch die zweite Einschränkung wird erreicht, 
daß nicht während des ganzen Prioritäts- 
zwischenraums ein Weiterbenutzungsrecht 
entstehen kann, sondern nur insoweit, als der 
Prioritätszwischenraum über den normalen 
Zeitraum hinaus ausgedehnt worden ist. 

Fünfter Teil 
Schlußbestimmungen 

Zu §29 

Die in § 29 aufgeführten Rechtsvorschriften 
sind zum Teil schon durch die veränderte 
staatsrechtliche Lage gegenstandslos gewor- 
den. Nach der Übernahme der zur Regelung 
der Alt-Schutzrechte österreichischen und su- 
detendeutschen Ursprungs notwendigen Be- 
stimmungen in dieses Gesetz konnten diese 
Vorschriften nunmehr in ihrer Gesamtheit 
ausdrücklich aufgehoben werden. In Öster- 
reich sind die in § 29 angeführten Vorschrif- 
ten, soweit sie Österreich betreffen, bereits 
1947 durch § 2 des Patentschutz-Überleitungs- 
gesetzes und § 2 des Markenschutz-Über- 
leitungsgesetzes aufgehoben worden. 
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